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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 949/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in

ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66.
(2) ABl. L 198 vom 15.7.1998, S. 4.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 5. Mai 2000 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestim-
mung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 052 96,0
068 64,6
204 52,8
624 37,4
999 62,7

0707 00 05 052 98,6
628 128,8
999 113,7

0709 90 70 052 78,8
999 78,8

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 052 67,1
204 33,8
212 45,7
220 33,6
600 41,5
624 50,9
999 45,4

0805 30 10 388 65,2
999 65,2

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 388 101,5
400 121,8
404 122,4
508 89,6
512 97,3
528 83,2
720 76,1
804 98,8
999 98,8

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2543/1999 der Kommission (ABl. L 307 vom 2.12.1999,
S. 46). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 950/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

zur Festsetzung des besonderen Wechselkurses, mit dem im April 2000 die Vergütung der Zucker-
lagerkosten umzurechnen ist

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2038/1999 des Rates
vom 13. September 1999 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Zucker (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2799/98 des Rates vom
15. Dezember 1998 über die agromonetäre Regelung nach
Einführung des Euro (2),

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1713/93 der Kommis-
sion vom 30. Juni 1993 mit besonderen Bestimmungen zur
Anwendung des landwirtschaftlichen Umrechnungskurses im
Zuckersektor (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1642/1999 (4), insbesondere auf Artikel 1 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
1713/93 wird die in Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr.
2038/1999 genannte Lagerkostenvergütung mit einem
besonderen landwirtschaftlichen Kurs in Landeswährung
umgerechnet, der dem pro rata temporis festgelegten
Durchschnitt der in dem betreffenden Lagermonat
geltenden landwirtschaftlichen Umrechnungskurse
entspricht. Dieser besondere Wechselkurs ist monatlich

für den jeweiligen Vormonat zu bestimmen. Für die ab
1. Januar 1999 geltenden Vergütungen beschränkt sich
jedoch die Festsetzung der Umrechnungskurse auf die
besonderen Wechselkurse, mit denen die Landeswäh-
rungen der Mitgliedstaaten, die die Einheitswährung
nicht anwenden, in Euro umzurechnen sind.

(2) Im April 2000 hat die Anwendung dieser Bestim-
mungen zur Folge, daß für die Landeswährungen der im
Anhang festgesetzte besondere landwirtschaftliche
Wechselkurs gilt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der besondere landwirtschaftliche Wechselkurs, mit dem im
April 2000 die in Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 2038/
1999 genannte Lagerkostenvergütung in die Landeswährungen
umzurechnen ist, ist im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2000 in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1. April 2000.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 252 vom 25.9.1999, S. 1.
(2) ABl. L 349 vom 24.12.1998, S. 1.
(3) ABl. L 159 vom 1.7.1993, S. 94.
(4) ABl. L 195 vom 28.7.1999, S. 3.
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 5. Mai 2000 zur Festsetzung des besonderen landwirtschaftlichen
Wechselkurses, mit dem im April 2000 die Vergütung der Zuckerlagerkosten umzurechnen ist

Landwirtschaftliche Wechselkurse

1 EUR = 7,45054 Dkr
335,187 Dr

8,26371 schwedische Kronen
0,597513 £ Stg
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VERORDNUNG (EG) Nr. 951/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

mit Sätzen von Ausgleichszinsen, die im zweiten Halbjahr 2000 bei Entstehung einer Zollschuld
für Veredelungserzeugnisse oder unveränderte Waren (aktiver Veredelungsverkehr und vorüberge-

hende Verwendung) anzuwenden sind

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom
12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemein-
schaften (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
955/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates (2),

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommis-
sion vom 2. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften zu der
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des
Zollkodex der Gemeinschaften (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1662/1999 (4), insbesondere auf Artikel
589 Absatz 4 Buchstabe a) und Artikel 709,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 589 Absatz 4 Buchstabe a) der Verordnung
(EWG) Nr. 2454/93 sieht vor, daß die Kommission die
Sätze der Ausgleichszinsen veröffentlicht, die im Falle
der Entstehung einer Zollschuld für Veredelungserzeug-
nisse oder unveränderte Waren anwendbar sind, um
ungerechtfertigte finanzielle Vorteile auszugleichen, die
sich aus der zeitlichen Verschiebung des Zollschuldent-
stehungszeitpunkts bei Nichtausfuhr aus dem Zollgebiet
der Gemeinschaft ergeben.

(2) Diese Ausgleichszinssätze für das zweite Halbjahr 2000
sind entsprechend den Bestimmungen dieser Verord-
nung festgesetzt worden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 2000 anwend-
baren Jahresausgleichszinssätze nach den Artikeln 589 Absatz
4 Buchstabe a) und 709 Absatz 3 Buchstabe a) der Verordnung
(EWG) Nr. 2454/93 sind wie folgt:

Belgien 3,07
Dänemark 3,48
Deutschland 3,07
Griechenland 10,00
Spanien 3,07
Frankreich 3,07
Irland 3,07
Italien 3,07
Luxemburg 3,07
Niederlande 3,07
Österreich 3,07
Portugal 3,07
Finnland 3,07
Schweden 3,46
Vereinigtes Königreich 5,63.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Frederik BOLKESTEIN

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1.
(2) ABl. L 119 vom 7.5.1999, S. 1.
(3) ABl. L 253 vom 11.10.1993, S. 1.
(4) ABl. L 197 vom 29.7.1999, S. 25.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 952/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

über die Eröffnung einer Dauerausschreibung für den Wiederverkauf von 50 000 Tonnen Weich-
weizen aus Beständen der belgischen Interventionsstelle auf dem Binnenmarkt

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1253/1999 (2), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die bei einem Weiterverkauf von Getreide aus Beständen
der Interventionsstellen einzuhaltenden Verfahren und
Regeln sind durch die Verordnung (EWG) Nr. 2131/93
der Kommission (3), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 39/1999 (4), festgelegt.

(2) Angesichts der heutigen Marktlage ist es zweckmäßig,
zum Wiederverkauf von 50 000 Tonnen Weichweizen
aus Beständen der belgischen Interventionsstelle auf dem
Binnenmarkt eine Dauerausschreibung zu eröffnen.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die belgische Interventionsstelle führt zum Wiederverkauf von
50 000 Tonnen Weichweizen auf dem Binnenmarkt aus ihren

Beständen eine Dauerausschreibung gemäß der Verordnung
(EWG) Nr. 2131/93 durch.

Artikel 2

(1) Die Angebotsfrist für die erste Teilausschreibung läuft
am 15. Mai 2000 aus.

(2) Die Angebotsfrist für die letzte Teilausschreibung endet
am 29. Mai 2000.

(3) Die Angebote sind bei der belgischen Interventionsstelle
zu hinterlegen:

Bureau d'intervention et de restitution belge (BIRB)
Rue de Trèves 82
B-1040 Brüssel
Telex BIRB 24076, 65567
Fax (32-2) 230 25 33/280 03 07.

Artikel 3

Die belgische Interventionsstelle teilt der Kommission späte-
stens am Dienstag der Woche nach dem Ablauf der Angebots-
frist die Menge und die Durchschnittspreise der jeweils
verkauften Partien mit.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 18.
(3) ABl. L 191 vom 31.7.1993, S. 76.
(4) ABl. L 5 vom 9.1.1999, S. 64.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 953/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2079/1999 und zur Erhöhung der Dauerausschreibung zur
Ausfuhr von im Besitz der deutschen Interventionsstelle befindlichem Roggen auf 2 150 216

Tonnen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1253/1999 (2), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der Kommis-
sion (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
39/1999 (4), legt die Verfahren und Bedingungen für die
Abgabe des Getreides fest, das sich im Besitz der Inter-
ventionsstellen befindet.

(2) Mit der Verordnung (EG) Nr. 2079/1999 der Kommis-
sion (5), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
713/2000 (6), wurde eine Dauerausschreibung zur
Ausfuhr von 1 900 304 Tonnen Roggen im Besitz der
deutschen Interventionsstelle eröffnet. Deutschland hat
die Kommission von der Absicht seiner Interventions-
stelle unterrichtet, die zur Ausfuhr ausgeschriebene
Menge um 249 912 Tonnen zu erhöhen. Die gesamte
im Besitz der deutschen Interventionsstelle befindliche
und auf Dauer zur Ausfuhr ausgeschriebene Menge
Roggen ist auf 2 150 216 Tonnen zu erhöhen.

(3) In Anbetracht der Erhöhung der ausgeschriebenen
Menge erscheint es erforderlich, an der Liste der Lager-
orte, Gebiete und eingelagerten Mengen Änderungen

vorzunehmen. Deshalb ist insbesondere der Anhang I
der Verordnung (EG) Nr. 2079/1999 zu ändern.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 2079/1999 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„Artikel 2

(1) Die Ausschreibung betrifft eine Höchstmenge von
2 150 216 Tonnen Roggen, die nach allen Drittländern
ausgeführt werden kann mit Ausnahme von Estland, Lett-
land, Litauen, Polen, der Tschechischen Republik, der
Slowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien und Slowenien.

(2) Die Gebiete, in denen die 2 150 216 Tonnen Roggen
lagern, sind in Anhang I angegeben.“

2. Anhang I wird durch den Anhang der vorliegenden Verord-
nung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 18.
(3) ABl. L 191 vom 31.7.1993, S. 76.
(4) ABl. L 5 vom 9.1.1999, S. 64.
(5) ABl. L 256 vom 1.10.1999, S. 39.
(6) ABl. L 84 vom 5.4.2000, S. 13.
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ANHANG

„ANHANG I

(in Tonnen)

Lagerort Menge

Schleswig-Holstein/Hamburg/Niedersachsen/
Bremen/Nordrhein-Westfalen 288 402

Hessen/Rheinland-Pfalz/Baden-Württemberg/
Saarland/Bayern 9 418

Berlin/Brandenburg/Mecklenburg-Vorpommern 1 349 710

Sachsen/Sachsen-Anhalt/Thüringen 502 686“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 954/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

zur Festsetzung eines Verringerungskoeffizienten bei der Erteilung von Erstattungsbescheinigungen
für nicht unter Anhang I des Vertrags fallende Waren gemäß Artikel 6B der Verordnung (EG)

Nr. 1222/94

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3448/93 des Rates vom
6. Dezember 1993 über die Handelsregelung für bestimmte aus
landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren (1), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2491/98 der Kommis-
sion (2), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 3 Unterabsatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1222/94 der Kommission
vom 30. Mai 1994 zur Festlegung der gemeinsamen Durchfüh-
rungsvorschriften für die Gewährung von Ausfuhrerstattungen
und der Kriterien zur Festsetzung des Erstattungsbetrags für
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von
nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren ausgeführt
werden (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
701/2000 (4), insbesondere auf Artikel 6B Absätze 6 und 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Gesamtbetrag der den bereits ausgestellten Beschei-
nigungen entsprechenden beantragten Erstattungen
erreicht eine Höhe von 308 489 874 EUR. Addiert man
zu dieser Summe den Betrag, der auf die in der Zeit vom

24. bis zum 28. April 2000 eingereichten Anträge
entfällt, und rechnet man die sich hieraus ergebende
Summe auf das Jahr um, so zeigt sich, daß die Gefahr
besteht, daß die Kommission ihre Verpflichtungen
gemäß Artikel 6B Absatz 8 der Verordnung (EG) Nr.
1222/94 nicht einhalten kann.

(2) Es empfiehlt sich daher, auf die Beträge, die in der oben
genannten Woche in Form von Bescheinigungen bean-
tragt wurden, einen Verringerungskoeffizienten anzu-
wenden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Auf die im Zeitraum vom 24. bis zum 28. April 2000 bean-
tragten Bescheinigungen wird ein Verringerungskoeffizient von
0,83 angewandt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Erkki LIIKANEN

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 318 vom 20.12.1993, S. 18.
(2) ABl. L 309 vom 19.11.1998, S. 28.
(3) ABl. L 136 vom 31.5.1994, S. 5.
(4) ABl. L 83 vom 4.4.2000, S. 6.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 955/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen für Knoblauch mit Ursprung in China

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates vom
28. Oktober 1996 über eine gemeinsame Marktorganisation
für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1257/1999 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1040/1999 der Kommis-
sion vom 20. Mai 1999 über eine Schutzmaßnahme bei der
Einfuhr von Knoblauch mit Ursprung in China (3), zuletzt geän-
dert durch die Verordnung (EG) Nr. 51/2000 (4), insbesondere
auf Artikel 1 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1859/93 der
Kommission (5), geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1662/94 (6), wird aus Drittländern eingeführter Knob-
lauch in der Gemeinschaft nur gegen Vorlage einer
Einfuhrlizenz zum freien Verkehr abgefertigt.

(2) Gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1040/1999 werden für die zwischen dem 1. Juni 1999
und 31. Mai 2000 gestellten Anträge Einfuhrlizenzen für
Knoblauch mit Ursprung in China nur im Rahmen einer
monatlichen Höchstmenge erteilt.

(3) Nach den Kriterien gemäß Artikel 1 Absatz 2 der vorge-
nannten Verordnung und in Anbetracht der
bereits erteilten Einfuhrlizenzen überschreiten die am 2.
Mai 2000 beantragten Mengen die in der genannten
Verordnung für den Monat Mai 2000 genannte Höchst-
menge. Daher ist festzulegen, in welchem Umfang für
diese Anträge Einfuhrlizenzen erteilt werden können.
Infolgedessen ist die Erteilung von Lizenzen für Anträge
auszusetzen, die nach dem 2. Mai und vor dem 29. Mai
2000 gestellt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Anbetracht der der Kommission am 3. Mai 2000 vorlie-
genden Informationen werden die am 2. Mai 2000 beantragten
Einfuhrlizenzen gemäß Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr.
1859/93 für Knoblauch des KN-Codes 0703 20 00 mit
Ursprung in China für eine Menge erteilt, die 0,84388 % der
beantragten Menge entspricht.

Den nach dem 2. Mai 2000 und vor dem 29. Mai 2000
gestellten Anträgen auf Erteilung einer Einfuhrlizenz für die
vorgenannten Erzeugnisse wird nicht stattgegeben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 297 vom 21.11.1996, S. 1.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 80.
(3) ABl. L 127 vom 21.5.1999, S. 10.
(4) ABl. L 6 vom 11.1.2000, S. 18.
(5) ABl. L 170 vom 13.7.1993, S. 10.
(6) ABl. L 176 vom 9.7.1994, S. 1.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 956/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem langkörnigem Reis im
Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2176/1999

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2072/98 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 2176/1999 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die im Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird

jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchstausfuh-
rerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem lang-
körnigem Reis des KN-Codes 1006 30 67 nach gewissen Dritt-
ländern wird im Rahmen der in der Verordnung (EG) Nr.
2176/1999 genannten Ausschreibung anhand der vom 28.
April bis zum 4. Mai 2000 eingereichten Angebote auf
280,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 265 vom 30.9.1998, S. 4.
(3) ABl. L 267 vom 15.10.1999, S. 4.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 957/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

zur Festsetzung der Höchstsubvention bei der Lieferung von geschältem Langkornreis nach der
Insel Réunion im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2177/1999

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2072/98 (2), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2692/89 der Kommis-
sion vom 6. September 1989 mit Durchführungsbestim-
mungen für die Lieferung von Reis nach Réunion (3), geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1453/1999 (4), insbesondere
auf Artikel 9 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 2177/1999 der Kommis-
sion (5) wurde eine Ausschreibung der Subvention bei
der Lieferung von Reis nach der Insel Réunion eröffnet.

(2) Nach Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2692/89
kann die Kommission auf der Grundlage der einge-
reichten Angebote nach dem Verfahren des Artikels 22
der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 beschließen, eine
Höchstsubvention festzusetzen.

(3) Bei dieser Festsetzung sind insbesondere die Kriterien der
Artikel 2 und 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2692/89 zu
berücksichtigen. Den Zuschlag erhalten die Bieter, deren
Angebot der Höchstsubvention entspricht oder darunter
liegt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchstsubvention bei der Lieferung von geschältem Lang-
kornreis des KN-Codes 1006 20 98 nach der Insel Réunion
wird auf der Grundlage der vom 1. bis zum 4. Mai 2000 im
Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr.
2177/1999 eingereichten Angebote auf 274,00 EUR/t festge-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 265 vom 30.9.1998, S. 4.
(3) ABl. L 261 vom 7.9.1989, S. 8.
(4) ABl. L 167 vom 2.7.1999, S. 19.
(5) ABl. L 267 vom 15.10.1999, S. 7.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 958/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittelkörnigem Reis und
geschliffenem Langkornreis A im Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung

(EG) Nr. 2178/1999

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2072/98 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 2178/1999 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird

jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchstausfuhr-
erstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittel-
körnigem Reis und geschliffenem Langkornreis A nach
gewissen europäischen Drittländern wird im Rahmen der in der
Verordnung (EG) Nr. 2178/1999 genannten Ausschreibung
anhand der vom 28. April bis 4. Mai 2000 eingereichten
Angebote auf 185,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 265 vom 30.9.1998, S. 4.
(3) ABl. L 267 vom 15.10.1999, S. 10.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 959/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittelkörnigem Reis und
geschliffenem Langkornreis A im Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung

(EG) Nr. 2179/1999

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2072/98 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 2179/1999 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird

jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchstausfuhr-
erstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittel-
körnigem Reis und geschliffenem Langkornreis A nach
gewissen Drittländern wird im Rahmen der in der Verordnung
(EG) Nr. 2179/1999 genannten Ausschreibung anhand der
vom 28. April bis zum 4. Mai 2000 eingereichten Angebote
auf 150,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 265 vom 30.9.1998, S. 4.
(3) ABl. L 267 vom 15.10.1999, S. 13.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 960/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem rundkörnigem Reis im
Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2180/1999

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2072/98 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 2180/1999 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird

jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchstausfuh-
rerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem rund-
körnigem Reis nach gewissen Drittländern wird im Rahmen der
in der Verordnung (EG) Nr. 2180/1999 genannten Ausschrei-
bung anhand der vom 28. April bis zum 4. Mai 2000 einge-
reichten Angebote auf 165,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 265 vom 30.9.1998, S. 4.
(3) ABl. L 267 vom 15.10.1999, S. 16.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 961/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

zur Einreihung von bestimmten Waren in die Kombinierte Nomenklatur

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom
23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomen-
klatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 254/2000 (2), insbesondere auf
Artikel 9,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Um die einheitliche Anwendung der Kombinierten
Nomenklatur im Anhang zu der genannten Verordnung
zu gewährleisten, sind Vorschriften für die Einreihung
der im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführten
Waren zu erlassen.

(2) Die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 hat allgemeine
Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur festgesetzt. Diese Vorschriften gelten auch
für die Auslegung jeder anderen Nomenklatur, die die
Kombinierte Nomenklatur — auch nur teilweise oder
unter etwaiger Hinzufügung von Unterteilungen —
übernimmt und die aufgrund besonderer gemeinschaftli-
cher Regelungen aufgestellt wurde, um tarifliche oder
sonstige Maßnahmen im Rahmen des Warenverkehrs
anzuwenden.

(3) In Anwendung dieser allgemeinen Vorschriften sind die
in Spalte 1 der Tabelle im Anhang dieser Verordnung
genannten Waren den in Spalte 2 angegebenen KN-
Codes zuzuweisen, und zwar unter Anwendung der in
Spalte 3 genannten Begründungen.

(4) Es ist angezeigt festzulegen, daß vorbehaltlich der
geltenden Bestimmungen der Gemeinschaft bezüglich
des Systems der doppelten Kontrolle und der vorherigen
und nachträglichen gemeinschaftlichen Überwachung
der Textileinfuhren in die Gemeinschaft die von den
Zollbehörden der Mitgliedstaaten erteilten verbindlichen
Zolltarifauskünfte, die die Einreihung von Waren in die
Kombinierte Nomenklatur betreffen und die mit dem in

dieser Verordnung festgesetzten Gemeinschaftsrecht
nicht übereinstimmen, bis zum 1. Januar 2001 von dem
Berechtigten gemäß den Bestimmungen des Artikels 12
Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates
vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex
der Gemeinschaften (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 955/1999 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (4), weiterverwendet werden
können, um den Berechtigten von Verbindlichen Zollta-
rifauskünften einen ausreichenden Zeitraum zu
gewähren, um ihre Handelspraktiken anzupassen.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den
Zollkodex —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang beschriebenen Waren
gehören in der Kombinierten Nomenklatur zu den in Spalte 2
der Tabelle genannten entsprechenden KN-Codes.

Artikel 2

Vorbehaltlich der geltenden Bestimmungen der Gemeinschaft
bezüglich des Systems der doppelten Kontrolle und der vorhe-
rigen und nachträglichen gemeinschaftlichen Überwachung der
Textileinfuhren in die Gemeinschaft können die von den Zoll-
behörden der Mitgliedstaaten erteilten verbindlichen Zolltarif-
auskünfte, die mit dem in dieser Verordnung festgesetzten
Gemeinschaftsrecht nicht übereinstimmen, bis zum 1. Januar
2001 gemäß den Bestimmungen des Artikels 12 Absatz 6 der
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 weiterverarbeitet werden.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Frederik BOLKESTEIN

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 256 vom 7.9.1987, S. 1. (3) ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1.
(2) ABl. L 28 vom 3.2.2000, S. 16. (4) ABl. L 119 vom 7.5.1999, S. 1.
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Warenbeschreibung Einreihung
(KN-Code) Begründung

(1) (2) (3)

ANHANG

1. Blau gefärbtes Doppelköpergewebe (60 %
Baumwolle und 40 % Polyester) mit einem
Quadratmetergewicht von 300 Gramm und
einer Breite von ca. 150 cm. Das Gewebe trägt
in ca. 13 cm Abstand von den Webkanten in
blassgrünlicher Farbe die ca. 4 cm hohe und
ca. 2 cm breite bedruckte Abbildung eines
Firmenemblems, die sich an beiden Seiten in
Abständen von je ca. 20 cm wiederholt.
(Siehe Photographie Nr. 599 A + B) (*)

5211 32 00 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften 1
und 6 für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur, der Anmerkung 2 A zum Abschnitt
XI, der Unterpositionsanmerkung 1 g) zum
Abschnitt XI, der Anmerkung 1 zum Kapitel 54
sowie nach dem Wortlaut der KN-Codes 5211
und 5211 32 00.

Die bedruckte Aufschrift verleiht dem Erzeugnis
nicht die Eigenschaften von bedrucktem Gewebe.

2. Hellblau gefärbtes Gewebe (100 % Polyester)
mit einer Breite von ca. 150 cm, aus Spinnfa-
sern. Das Gewebe trägt in ca. 1,2 cm Abstand
von der Webkante in Gelb die ca. 0,4 cm hohe
bedruckte Aufschrift „DYED AND FINISHED IN
THE UNITED KINGDOM A MEMBER OF THE
EEC“.
(Siehe Photographie Nr. 598 A + B) (*)

5512 19 90 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften 1
und 6 für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur, der Unterpositionsanmerkung 1 g)
zum Abschnitt XI, der Anmerkung 1 zum Kapitel
54 sowie nach dem Wortlaut der KN-Codes 5512,
5512 19 und 5512 19 90.

Die bedruckte Aufschrift verleiht dem Erzeugnis
nicht die Eigenschaften von bedrucktem Gewebe.

3. Blau gefärbtes Doppelköpergewebe (65 % Poly-
ester und 35 % Baumwolle) mit einem
Quadratmetergewicht von 245 Gramm und
einer Breite von ca. 150 cm, aus Spinnfasern.
Das Gewebe trägt in ca. 4,5 cm Abstand von
der einen Webkante und in ca. 9 cm Abstand
von der anderen Webkante in Schwarz die ca.
1,5 cm hohe und ca. 3 cm breite bedruckte
Abbildung eines Firmenemblems, die sich an
beiden Seiten in Abständen von jeweils ca.
28 cm wiederholt.
(Siehe Photographie Nr. 601 A + B) (*)

5514 22 00 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften 1
und 6 für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur, der Anmerkung 2 A zu Abschnitt
XI, der Unterpositionsanmerkung 1 g) zum
Abschnitt XI, der Anmerkung 1 zum Kapitel 54
sowie nach dem Wortlaut der KN-Codes 5514
und 5514 22 00.

Die bedruckte Aufschrift verleiht dem Erzeugnis
nicht die Eigenschaften von bedrucktem Gewebe.

4. Schwarz gefärbtes Gewebe (65 % Polyester und
35 % Viskose) mit einem Quadratmetergewicht
von 320 bis 340 Gramm und einer Breite von
ca. 150 cm, aus Spinnfasern. Das Gewebe trägt
auf einer Seite in ca. 0,5 cm Abstand von
der Webkante in Gelb die ca. 0,4 cm
hohe bedruckte Aufschrift „… SHED IN THE
UNITED KINGDOM A MEMBER OF THE EEC“.
(Siehe Photographie Nr. 597 A + B) (*)

5515 11 90 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften 1
und 6 für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur, der Anmerkung 2 A zum Abschnitt
XI, der Unterpositionsanmerkung 1 g) zum
Abschnitt XI, der Anmerkung 1 zum Kapitel 54
sowie nach dem Wortlaut der KN-Codes 5515,
5515 11 und 5515 11 90.

Die bedruckte Aufschrift verleiht dem Erzeugnis
nicht die Eigenschaften von bedrucktem Gewebe.

5. Schwarz gefärbtes Gewebe (65 % Polyester und
35 % Viskose) mit einem Quadratmetergewicht
von 320 Gramm und einer Breite von ca.
150 cm, aus Spinnfasern. Das Gewebe trägt in
ca. 0,5 cm Abstand von den Webkanten in
Gelb die ca. 0,4 cm hohe bedruckte Aufschrift
„DYED AND FINISHED IN THE UNITED
KINGDOM A MEMBER OF THE EEC“, die sich
an beiden Seiten in Abständen von jeweils ca.
17 cm wiederholt.
(Siehe Photographie Nr. 600 A + B) (*)

5515 11 90 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften 1
und 6 für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur, der Anmerkung 2 A zum Abschnitt
XI, der Unterpositionsanmerkung 1 g) zum
Abschnitt XI, der Anmerkung 1 zum Kapitel 54
sowie nach dem Wortlaut der KN-Codes 5515,
5515 11 und 5515 11 90.

Die bedruckte Aufschrift verleiht dem Erzeugnis
nicht die Eigenschaften von bedrucktem Gewebe.

(*) Die Photographien dienen lediglich der Illustration.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 962/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 925/2000 zur vorläufigen Aussetzung der Erteilung von
Lizenzen für die Ausfuhr von Milcherzeugnissen und zur Bestimmung des Umfangs, in dem nicht

erledigten Ausfuhrlizenzanträgen stattgegeben wird

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 174/1999 der Kommis-
sion vom 26. Januar 1999 mit besonderen Durchführungsvor-
schriften zur Verordnung (EWG) Nr. 1255/1999 des Rates im
Hinblick auf die Ausfuhrlizenzen und die Ausfuhrerstattungen
im Sektor Milch und Milcherzeugnisse (2), geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1596/1999 (3), insbesondere auf Artikel
10 Absatz 3,

in Erwägung nachstehenden Grundes:

Mit der Verordnung (EG) Nr. 925/2000 der Kommission (4) ist
die Erteilung von Ausfuhrlizenzen vorläufig ausgesetzt worden.
Da es bei den Feiertagen in der Gemeinschaft Unterschiede gibt,
ist der Zeitraum der Einreichung der betreffenden Lizenzan-

träge genau anzugeben, um die Gleichbehandlung aller Markt-
teilnehmer in den Mitgliedstaaten zu gewährleisten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 925/2000 erhält
folgende Fassung:

„(2) Den nicht erledigten, vom 1. bis zum 3. Mai 2000
eingereichten Anträgen auf Erteilung von Lizenzen für
Erzeugnisse des KN-Codes 0402 21, die ab 8. Mai 2000
erteilt werden müßten, wird nicht stattgegeben. Von dieser
Maßnahme sind jedoch die in Artikel 8 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 174/1999 genannten Anträge ausge-
nommen.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2000 in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 4. Mai 2000.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48.
(2) ABl. L 20 vom 27.1.1999, S. 8.
(3) ABl. L 188 vom 21.7.1999, S. 39.
(4) ABl. L 107 vom 4.5.2000, S. 14.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 963/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

zur Änderung der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichtigung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1253/1999 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Betrag, um den die Erstattung für Getreide berichtigt
wird, ist durch die Verordnung (EG) Nr. 947/2000 der
Kommission (3) festgesetzt worden.

(2) Aufgrund der heutigen cif-Preise und der heutigen cif-
Preise für Terminkäufe und unter Berücksichtigung der
voraussichtlichen Marktentwicklung ist es erforderlich,

den zur Zeit geltenden Betrag, um den die Erstattung für
Getreide berichtigt wird, abzuändern.

(3) Die Berichtigung muß nach dem gleichen Verfahren fest-
gesetzt werden wie die Erstattung; sie kann zwischen-
zeitlich abgeändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Betrag, um den die nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a),
b) und c), mit Ausnahme von Malz, der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 im voraus festgesetzten Erstattungen für Produkte zu
berichtigen sind, wird wie im Anhang angegeben geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 18.
(3) ABl. L 108 vom 5.5.2000, S. 30.
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 5. Mai 2000 zur Änderung der bei der Erstattung für Getreide anzuwen-
denden Berichtigung

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung (1)
Laufender
Monat
5

1. Term.

6

2. Term.

7

3. Term.

8

4. Term.

9

5. Term.

10

6. Term.

11

1001 10 00 9200 — — — — — — — —
1001 10 00 9400 01 0 0 0 –1,00 –2,00 — —
1001 90 91 9000 — — — — — — — —
1001 90 99 9000 03 0 –20,00 — — — — —

02 0 –20,00 — — — — —
1002 00 00 9000 01 0 0 — — — — —
1003 00 10 9000 — — — — — — — —
1003 00 90 9000 01 0 –20,00 — — — — —
1004 00 00 9200 — — — — — — — —
1004 00 00 9400 01 0 0 — — — — —
1005 10 90 9000 — — — — — — — —
1005 90 00 9000 01 0 0 — — — — —
1007 00 90 9000 — — — — — — — —
1008 20 00 9000 — — — — — — — —
1101 00 11 9000 — — — — — — — —
1101 00 15 9100 01 0 0 –27,40 –27,40 –27,40 — —
1101 00 15 9130 01 0 0 –25,60 –25,60 –25,60 — —
1101 00 15 9150 01 0 0 –23,60 –23,60 –23,60 — —
1101 00 15 9170 01 0 0 –21,80 –21,80 –21,80 — —
1101 00 15 9180 01 0 0 –20,40 –20,40 –20,40 — —
1101 00 15 9190 — — — — — — — —
1101 00 90 9000 — — — — — — — —
1102 10 00 9500 01 0 0 –68,50 –68,50 –68,50 — —
1102 10 00 9700 01 0 0 –54,00 –54,00 –54,00 — —
1102 10 00 9900 — — — — — — — —
1103 11 10 9200 01 0 0 0 –1,50 –3,00 — —
1103 11 10 9400 01 0 0 0 –1,34 –2,68 — —
1103 11 10 9900 — — — — — — — —
1103 11 90 9200 01 0 0 0 –1,37 –2,74 — —
1103 11 90 9800 — — — — — — — —

(1) Folgende Bestimmungen sind vorgesehen:
01 alle Drittländer,
02 andere Drittländer,
03 Mauretanien, Mali, Niger, Senegal, Burkina Faso, Gambia, Guinea-Bissau, Guinea, Kap Verde, Sierra Leone, Liberia, Côte d'Ivoire, Ghana, Togo, Tschad, Zentralafrikani-

sche Republik, Benin, Kamerun, Äquatorialguinea, São Tomé und Príncipe, Gabun, Kongo, Demokratische Republik Kongo, Ruanda, Burundi, Angola, Sambia, Malawi,
Mosambik, Namibia, Botsuana, Simbabwe, Lesotho, Swaziland, Seychellen, Komoren, Madagaskar, Dschibuti, Äthiopien, Eritrea und Mauritius.

NB: Die Zonen sind diejenigen, die in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2145/92 der Kommission (ABl. L 214 vom 30.7.1992, S. 20) bestimmt
sind.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 964/2000 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2000

zur Änderung der im Sektor Getreide geltenden Zölle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1253/1999 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1249/96 der Kommission
vom 28. Juni 1996 mit Durchführungsbestimmungen zur
Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
hinsichtlich der im Sektor Getreide geltenden Zölle (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2519/98 (4), insbeson-
dere auf Artikel 2 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die im Sektor Getreide geltenden Zölle sind festgesetzt
in der Verordnung (EG) Nr. 869/2000 der Kommis-
sion (5), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
936/2000 (6).

(2) Weicht der berechnete Durchschnitt der Zölle während
ihres Anwendungszeitraums um 5 EUR/t oder mehr
vom festgesetzten Zoll ab, wird letzterer gemäß Artikel
2, Absatz 1, der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 entspre-
chend angepaßt. Da dies der Fall ist, sind die mit der
Verordnung (EG) Nr. 869/2000 festgesetzten Zölle
anzupassen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Anhänge I und II der Verordnung (EG) Nr. 869/2000
werden durch die Anhänge I und II zur vorliegenden Verord-
nung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 5. Mai 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 18.
(3) ABl. L 161 vom 29.6.1996, S. 125.
(4) ABl. L 315 vom 25.11.1998, S. 7.
(5) ABl. L 104 vom 29.4.2000, S. 3.
(6) ABl. L 108 vom 5.5.2000, S. 14.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften6.5.2000 L 109/27

ANHANG I

„ANHANG I

Die im Sektor Getreide gemäß Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 geltenden Zölle

KN-Code Warenbezeichnung

Bei der Einfuhr auf dem Land-,
Fluß- oder Seeweg aus Häfen des
Mittelmeerraums, des Schwarzen

Meeres oder der Ostsee zu
erhebender Zoll (EUR/t)

Bei der Einfuhr auf dem Luftweg
oder aus anderen Häfen auf dem
Seeweg zu erhebender (2) Zoll

(EUR/t)

1001 10 00 Hartweizen von großer Qualität 4,98 0,00

Hartweizen von mittlerer Qualität (1) 14,98 4,98

1001 90 91 Weichweizen, zur Aussaat 15,31 5,31

1001 90 99 Weichweizen hoher Qualität, anderer als zur Aussaat (3) 15,31 5,31

mittlerer Qualität 62,98 52,98

niederer Qualität 77,20 67,20

1002 00 00 Roggen 66,76 56,76

1003 00 10 Gerste, zur Aussaat 66,76 56,76

1003 00 90 Gerste, andere als zur Aussaat (3) 66,76 56,76

1005 10 90 Mais, zur Aussaat, anderer als Hybridmais 79,84 69,84

1005 90 00 Mais, anderer als zur Aussaat (3) 79,84 69,84

1007 00 90 Körner-Sorghum, zur Aussaat, anderer als Hybrid-Körner-
Sorghum 66,76 56,76

(1) Auf Hartweizen, der den Mindestmerkmalen für Hartweizen mittlerer Qualität gemäß Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 nicht genügt, wird der für Weichweizen
niederer Qualität geltende Zoll erhoben.

(2) Für Ware, die über den Atlantik oder durch den Suez-Kanal nach der Gemeinschaft geliefert wird (siehe Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96), kann der
Zoll ermäßigt werden um
— 3 EUR/t, wenn sie in einem Hafen im Mittelmeerraum entladen wird, oder
— 2 EUR/t, wenn sie in einem Hafen in Irland, im Vereinigten Königreich, in Dänemark, Schweden, Finnland oder an der Atlantikküste der Iberischen Halbinsel entladen

wird.
(3) Der Zoll kann pauschal um 14 oder 8 EUR/t ermäßigt werden, wenn die Bedingungen nach Artikel 2 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 erfüllt sind.“
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ANHANG II

Berechnungsbestandteile

(Zeitraum vom 28. April 2000 bis 4. Mai 2000)

1. Durchschnitt der zwei Wochen vor der Festsetzung:

Börsennotierung Minneapolis Kansas-City Chicago Chicago Minneapolis Minneapolis Minneapolis

Erzeugnis (% Eiweiß, 12 % Feuchtigkeit) HRS2. 14 % HRW2. 11,5 % SRW2 YC3 HAD2 mittlere
Qualität (*)

US barley 2

Notierung (EUR/t) 130,84 113,17 104,54 100,53 172,81 (**) 162,81 (**) 111,03 (**)

Golf-Prämie (EUR/t) — 10,66 5,02 6,53 — — —

Prämie/Große Seen (EUR/t) 31,65 — — — — — —

(*) Negative Prämie („discount“) in Höhe von 10 EUR/t (Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96).
(**) fob Große Seen.

2. Fracht/Kosten: Golf von Mexiko-Rotterdam: 18,83 EUR/t. Große Seen-Rotterdam: 27,79 EUR/t.

3. Zuschüsse gemäß Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96: 0,00 EUR/t (HRW2)
0,00 EUR/t (SRW2).
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RICHTLINIE 2000/13/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 20. März 2000

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Etikettierung und Auf-
machung von Lebensmitteln sowie die Werbung hierfür

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (1),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 79/112/EWG des Rates vom 18.
Dezember 1978 zur Angleichung der Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten über die Etikettierung und Aufma-
chung von Lebensmitteln sowie die Werbung hierfür (3)
ist mehrfach in wesentlichen Punkten geändert
worden (4). Aus Gründen der Übersichtlichkeit und Klar-
heit empfiehlt es sich, die genannte Richtlinie zu kodifi-
zieren.

(2) Die Unterschiede, die zwischen den Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Etikettie-
rung von Lebensmitteln bestehen, behindern den freien
Verkehr mit diesen Erzeugnissen und können eine
ungleiche Wettbewerbslage hervorrufen.

(3) Diese Rechtsvorschriften sind daher für ein besseres
Funktionieren des Binnenmarktes anzugleichen.

(4) Mit dieser Richtlinie sollen die allgemeinen, horizontalen
Gemeinschaftsregeln für alle Lebensmittel festgesetzt
werden, die in den Handel gebracht werden.

(5) Die spezifischen, vertikalen Regeln, die nur bestimmte
Lebensmittel betreffen, müssen dagegen im Rahmen der
Vorschriften für diese Erzeugnisse festglegt werden.

(6) Jede Regelung der Etikettierung von Lebensmitteln soll
vor allem der Unterrichtung und dem Schutz der
Verbraucher dienen.

(7) Diese Anforderung bedeutet, daß die Mitgliedstaaten
unter Beachtung der Bestimmungen des Vertrags
Vorschriften über die zu verwendende Sprache vorsehen
können.

(8) Eine detaillierte Etikettierung, die Auskunft gibt über die
genaue Art und die Merkmale des Erzeugnisses, ermög-
licht es dem Verbraucher, sachkundig seine Wahl zu

treffen, und ist insofern am zweckmäßigsten, als sie die
geringsten Handelshemmnisse nach sich zieht.

(9) Deshalb ist ein Verzeichnis der Angaben aufzustellen, die
grundsätzlich bei der Etikettierung aller Lebensmittel zu
beachten sind.

(10) Der horizontale Charakter dieser Richtlinie hat es in
einem ersten Stadium nicht gestattet, unter die zwingend
vorgeschriebenen Angaben all diejenigen aufzunehmen,
die dem grundsätzlich für sämtliche Lebensmittel
geltenden Verzeichnis hinzuzufügen sind; in einem
weiteren Stadium müssen jedoch Gemeinschaftsvor-
schriften erlassen werden, die auf eine Ergänzung der
derzeitigen Regeln abzielen.

(11) Bei Fehlen spezifischer Gemeinschaftsregeln müssen die
Mitgliedstaaten zwar die Befugnis behalten, gewisse
einzelstaatliche Vorschriften vorzusehen, die zu den
allgemeinen Bestimmungen dieser Richtlinie hinzutreten;
für diese einzelstaatlichen Vorschriften muß jedoch ein
Gemeinschaftsverfahren gelten.

(12) Dieses Gemeinschaftsverfahren muß in der Form eines
Rechtsaktes der Gemeinschaft bestehen, wenn ein
Mitgliedstaat neue Vorschriften erlassen will.

(13) Es ist ferner dem Gemeinschaftsgesetzgeber die Möglich-
keit vorzubehalten, in Ausnahmefällen von bestimmten,
allgemeinen Vorschriften abzuweichen.

(14) Die Regeln für die Etikettierung müssen auch das Verbot
enthalten, den Käufer zu täuschen oder den Lebensmit-
teln medizinische Eigenschaften zuzuschreiben. Um
wirksam zu sein, muß dieses Verbot auf die Aufma-
chung der Lebensmittel und auf die Lebensmittelwer-
bung ausgedehnt werden.

(15) Zum Zwecke der Erleichterung des Handelsverkehrs
zwischen den Mitgliedstaaten kann gestattet werden, daß
auf der dem Verkauf an den Endverbraucher vorange-
henden Stufe nur die Angaben über die wesentlichen
Merkmale auf der äußeren Verpackung angebracht
werden und daß bestimmte, für ein vorverpacktes
Lebensmittel vorgeschriebene Angaben lediglich auf den
Warenbegleitpapieren erscheinen.

(16) Die Mitgliedstaaten müssen weiterhin die Möglichkeit
haben, entsprechend den örtlichen Verhältnissen und
praktischen Umständen die Einzelheiten der Etikettie-
rung unverpackter Lebensmittel festzulegen. Jedoch muß
die Unterrichtung des Verbrauchers in diesem Fall
gewährleistet sein.

(1) ABl. C 258 vom 10.9.1999, S. 12.
(2) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 18. Januar 2000

(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluß des Rates
vom 13. März 2000.

(3) ABl. L 33 vom 8.2.1979, S. 1. Richtlinie zuletzt geändert durch die
Richtlinie 97/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl.
L 43 vom 14.2.1997, S. 21).

(4) Siehe Anhang IV Teil B.
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(17) Zur Verfahrensvereinfachung und -beschleunigung ist
der Erlaß technischer Durchführungsmaßnahmen der
Kommission zu übertragen.

(18) Die zur Durchführung dieser Richtlinie erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluß 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen werden.

(19) Die Pflichten der Mitgliedstaaten hinsichtlich der in
Anhang IV Teil B aufgeführten Richtlinien und deren
Umsetzungsfristen dürfen durch diese Richtlinie nicht
berührt werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Diese Richtlinie gilt für die Etikettierung von Lebensmit-
teln, die ohne weitere Verarbeitung an den Endverbraucher
abgegeben werden sollen, sowie für bestimmte Aspekte ihrer
Aufmachung und der für sie durchgeführten Werbung.

(2) Diese Richtlinie gilt auch für Lebensmittel, die an Gast-
stättenbetriebe, Krankenhäuser, Kantinen und ähnliche gemein-
schaftliche Einrichtungen (nachstehend „gemeinschaftliche
Einrichtungen“ genannt) abgegeben werden sollen.

(3) Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet:

a) „Etikettierung“ alle Angaben, Kennzeichnungen, Hersteller-
oder Handelsmarken, Abbildungen oder Zeichen, die sich
auf ein Lebensmittel beziehen und auf jeglicher Art von
Verpackung, Schriftstück, Tafel, Etikett, Ring oder Verschluß
angebracht sind und dieses Lebensmittel begleiten oder sich
auf dieses Lebensmittel beziehen;

b) „vorverpackte Lebensmittel“ die Verkaufseinheit, die ohne
weitere Verarbeitung an den Endverbraucher und an
gemeinschaftliche Einrichtungen abgegeben werden soll und
die aus einem Lebensmittel und der Verpackung besteht, in
die das Lebensmittel vor dem Feilbieten abgepackt worden
ist, gleichviel, ob die Verpackung es ganz oder teilweise
umschließt, jedoch auf solche Weise, daß der Inhalt nicht
verändert werden kann, ohne daß die Verpackung geöffnet
werden muß oder eine Veränderung erfährt.

Artikel 2

(1) Die Etikettierung und die Art und Weise, in der sie
erfolgt, dürfen nicht

a) geeignet sein, den Käufer irrezuführen, und zwar insbeson-
dere nicht

i) über die Eigenschaften des Lebensmittels, namentlich
über Art, Identität, Beschaffenheit, Zusammensetzung,
Menge, Haltbarkeit, Ursprung oder Herkunft und
Herstellungs- oder Gewinnungsart;

ii) durch Angabe von Wirkungen oder Eigenschaften, die
das Lebensmittel nicht besitzt;

iii) indem zu verstehen gegeben wird, daß das Lebensmittel
besondere Eigenschaften besitzt, obwohl alle vergleich-
baren Lebensmittel dieselben Eigenschaften besitzen;

b) vorbehaltlich der Gemeinschaftsvorschriften über natürliche
Mineralwässer und über Lebensmittel, die für eine besondere
Ernährung bestimmt sind, einem Lebensmittel Eigenschaften
der Vorbeugung, Behandlung oder Heilung einer menschli-
chen Krankheit zuschreiben oder den Eindruck dieser Eigen-
schaften entstehen lassen.

(2) Der Rat stellt nach dem Verfahren des Artikels 95 des
Vertrags ein erweiterungsfähiges Verzeichnis von Werbebe-
hauptungen im Sinne von Absatz 1 auf, deren Verwendung in
jedem Fall zu untersagen oder einzuschränken ist.

(3) Die Verbote oder Einschränkungen nach den Absätzen 1
und 2 gelten auch

a) für die Aufmachung von Lebensmitteln, insbesondere die
Form oder das Aussehen dieser Lebensmittel oder ihrer
Verpackung, das verwendete Verpackungsmaterial, die Art
und Weise ihrer Anordnung sowie die Umgebung, in der sie
feilgehalten werden;

b) für die Werbung.

Artikel 3

(1) Die Etikettierung der Lebensmittel enthält nach Maßgabe
der Artikel 4 bis 17 und vorbehaltlich der dort vorgesehenen
Ausnahmen nur folgende zwingende Angaben:

1. die Verkehrsbezeichnung,

2. das Verzeichnis der Zutaten,

3. die Menge bestimmter Zutaten oder Zutatenklassen gemäß
Artikel 7,

4. bei vorverpackten Lebensmitteln die Nettofüllmenge,

5. das Mindesthaltbarkeitsdatum oder bei in mikribiologi-
scher Hinsicht sehr leicht verderblichen Lebensmitteln das
Verbrauchsdatum,

6. gegebenenfalls die besonderen Anweisungen für Aufbe-
wahrung und Verwendung,

7. den Namen oder die Firma und die Anschrift des Herstel-
lers, des Verpackers oder eines in der Gemeinschaft nieder-
gelassenen Verkäufers.

Den Mitgliedstaaten ist es jedoch bei Butter, die in ihrem
Hoheitsgebiet erzeugt wird, gestattet, lediglich die Angabe
des Herstellers, des Verpackers oder des Verkäufers zu
verlangen.

Unbeschadet der in Artikel 24 vorgesehenen Unterrichtung
teilen die Mitgliedstaaten der Kommission und den übrigen
Mitgliedstaaten alle gemäß Unterabsatz 2 getroffenen
Maßnahmen mit,

8. den Ursprungs- oder Herkunftsort, falls ohne diese Angabe
ein Irrtum des Verbrauchers über den tatsächlichen
Ursprung oder die wahre Herkunft des Lebensmittels
möglich wäre,

9. eine Gebrauchsanleitung, falls ohne sie der Käufer nicht in
der Lage wäre, das Lebensmittel angemessen zu
verwenden,

10. für Getränke mit einem Alkoholgehalt von mehr als 1,2
Volumenprozent die Angabe des vorhandenen Alkoholge-
halts in Volumenprozent.(1) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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(2) Abweichend von Absatz 1 dürfen die Mitgliedstaaten
einzelstaatliche Vorschriften beibehalten, die die Angabe des
Herstellungsbetriebs oder des Verpackungsbetriebs für ihre
einzelstaatliche Erzeugung vorschreiben.

(3) Die Bestimmungen dieses Artikels berühren nicht präzi-
sere oder weitergehende meßtechnische Bestimmungen.

Artikel 4

(1) Die Gemeinschaftsvorschriften, die nur für einzelne
Lebensmittel und nicht für Lebensmittel im allgemeinen gelten,
können ausnahmsweise von den Vorschriften des Artikels 3
Absatz 1 Nummern 2 und 5 abweichen, sofern die Unterrich-
tung des Käufers dadurch nicht beeinträchtigt wird.

(2) Die Gemeinschaftsvorschriften, die nur für einzelne
Lebensmittel und nicht für Lebensmittel im allgemeinen gelten,
können zusätzlich zu den in Artikel 3 aufgeführten Angaben
weitere zwingende Angaben verlangen.

Fehlen solche Vorschriften, so können die Mitgliedstaaten
derartige Angaben gemäß dem Verfahren des Artikels 19
vorschreiben.

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Gemeinschafts-
vorschriften werden nach dem Verfahren des Artikels 20
Absatz 2 erlassen.

Artikel 5

(1) Die Verkehrsbezeichnung eines Lebensmittels ist die
Bezeichnung, die in den für dieses Lebensmittel geltenden
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften vorgesehen ist.

a) Beim Fehlen gemeinschaftlicher Vorschriften ist die
Verkehrsbezeichnung die Bezeichnung, die in den Rechts-
und Verwaltungsvorschriften des Mitgliedsstaats vorgesehen
ist, in dem die Abgabe an den Endverbraucher oder an
gemeinschaftliche Einrichtungen erfolgt.

Beim Fehlen einer solchen Bezeichnung ist die Verkehrsbe-
zeichnung die verkehrsübliche Bezeichnung in dem
Mitgliedstaat, in dem die Abgabe an den Endverbraucher
oder an gemeinschaftliche Einrichtungen erfolgt, oder eine
Beschreibung des Lebensmittels und erforderlichenfalls
seiner Verwendung, die hinreichend genau ist, um es dem
Käufer zu ermöglichen, die tatsächliche Art des Lebensmit-
tels zu erkennen und es von Erzeugnissen zu unterscheiden,
mit denen es verwechselt werden könnte.

b) Die Verwendung der Verkehrsbezeichnung, unter der das
Erzeugnis im Herstellungsmitgliedstaat rechtmäßig herge-
stellt und vermarktet wird, im Vermarktungsmitgliedstaat ist
ebenfalls zulässig.

Wenn jedoch die Anwendung der anderen Bestimmungen
dieser Richtlinie, insbesondere derjenigen des Artikels 3, es
dem Verbraucher im Vermarktungsmitgliedstaat nicht
ermöglicht, die tatsächliche Art des Lebensmittels zu
erkennen und es von Lebensmitteln zu unterscheiden, mit
denen es verwechselt werden könnte, wird die Verkehrsbe-
zeichnung von weiteren beschreibenden Informationen
begleitet, die in der Nähe der Verkehrsbezeichnung anzu-
bringen sind.

c) In Ausnahmefällen wird die Verkehrsbezeichnung des
Herstellungsmitgliedstaats im Vermarktungsmitgliedstaat
nicht verwendet, wenn das mit ihr bezeichnete Lebensmittel
im Hinblick auf seine Zusammensetzung oder Herstellung
von dem unter dieser Bezeichnung bekannten Lebensmittel
derart abweicht, daß die Bestimmungen des Buchstabens b)
nicht ausreichen, um im Vermarktungsmitgliedstaat eine
korrekte Unterrichtung des Verbrauchers zu gewährleisten.

(2) Eine Hersteller- oder Handelsmarke oder ein Phantasie-
name kann die Verkehrsbezeichnung nicht ersetzen.

(3) Die Verkehrsbezeichnung enthält oder wird ergänzt
durch eine Angabe über den physikalischen Zustand des
Lebensmittels oder über die besondere Behandlung, die es
erfahren hat (z. B. pulverförmig, gefriergetrocknet, tiefgekühlt,
konzentriert, geräuchert), sofern die Unterlassung einer solchen
Angabe geeignet wäre, beim Käufer einen Irrtum herbeizu-
führen.

Jedes Lebensmittel, das mit ionisierenden Strahlen behandelt
wurde, muß einen der folgenden Hinweise tragen:

— in spanischer Sprache:
„irradiado“ oder „tratado con radiación ionizante“;

— in dänischer Sprache:
„bestrålet/…“ oder „strålekonserveret“ oder „behandlet med
ioniserende stråling“ oder „konserveret med ioniserende
stråling“;

— in deutscher Sprache:
„bestrahlt“ oder „mit ionisierenden Strahlen behandelt“;

— in griechischer Sprache:
„επεξεργασµένο µε ιονίζουσα ακτινοβολία“ oder „ακτινοβολη-
µένο“;

— in englischer Sprache:
„irradiated“ oder „treated with ionising radiation“;

— in französischer Sprache:
„traité par rayonnements ionisants“ oder „traité par ionisa-
tion“;

— in italienischer Sprache:
„irradiato“ oder „trattato con radiazioni ionizzanti“;

— in niederländischer Sprache:
„doorstraald“ oder „door bestraling behandeld“ oder „met
ioniserende stralen behandeld“;

— in portugiesischer Sprache:
„irradiado“ oder „tratado por irradiação“ oder „tratado por
radiação ionizante“;

— in finnischer Sprache:
„säteilytetty“ oder „käsitelty ionisoivalla säteilyllä“;

— in schwedischer Sprache:
„bestrålad“ oder „behandlad med joniserande strålning“.

Artikel 6

(1) Das Verzeichnis der Zutaten wird nach Maßgabe dieses
Artikels und der Anhänge I, II und III angegeben.

(2) Die Angabe der Zutaten ist nicht erforderlich bei:

a) — frischem Obst und Gemüse — einschließlich Kartoffeln
—, das nicht geschält, geschnitten oder ähnlich behan-
delt worden ist,
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— Tafelwasser, das mit Kohlensäure versetzt ist und in
dessen Bezeichnung dieses Merkmal aufgeführt ist,

— Gärungsessig, der nur aus einem Grundstoff hergestellt
ist und dem keine weitere Zutat zugesetzt ist;

b) — Käse,
— Butter,
— fermentierter Milch und Sahne,

soweit es sich bei den Zutaten ausschließlich um für die
Herstellung notwendige Milchinhaltsstoffe, Enzyme und
Mikroorganismen-Kulturen oder um für die Herstellung von
Käse — ausgenommen Frisch- oder Schmelzkäse —
notwendiges Salz handelt;

c) Erzeugnissen aus einer einzigen Zutat,

— sofern die Verkehrsbezeichnung mit der Zutatenbezeich-
nung identisch ist oder

— sofern die Verkehrsbezeichnung eindeutig auf die Art
der Zutaten schließen läßt.

(3) Bezüglich der Getränke mit einem Alkoholgehalt von
mehr als 1,2 Volumenprozent legt der Rat auf Vorschlag der
Kommission vor dem 22. Dezember 1982 die Einzelheiten der
Angabe der Zutaten auf der Etikettierung fest.

(4) a) Zutat ist jeder Stoff, einschließlich der Zusatzstoffe, der
bei der Herstellung oder Zubereitung eines Lebensmittels
verwendet wird und — wenn auch möglicherweise in
veränderter Form — im Enderzeugnis vorhanden bleibt.

b) Ist eine Zutat eines Lebensmittels ihrerseits aus mehreren
Zutaten hergestellt worden, so gelten die letzteren als
Zutaten dieses Lebensmittels.

c) Als Zutaten gelten jedoch nicht:

i) Bestandteile einer Zutat, die während der Herstellung
vorübergehend entfernt und dann dem Lebensmittel
wieder hinzugefügt werden, ohne daß sie mengen-
mäßig ihren ursprünglichen Anteil überschreiten;

ii) Zusatzstoffe,

— deren Vorhandensein in einem Lebensmittel
lediglich darauf beruht, daß sie in einer oder in
mehreren Zutaten dieses Lebensmittels enthalten
waren, sofern sie im Enderzeugnis keine techno-
logische Wirkung mehr ausüben,

— die als technologische Hilfsstoffe verwendet
werden;

iii) Stoffe, die in den unbedingt erforderlichen Dosen als
Lösungsmittel oder Träger für die Zusatzstoffe und
die Aromen verwendet werden.

d) In bestimmten Fällen kann nach dem Verfahren des Arti-
kels 20 Absatz 2 entschieden werden, ob die Bedin-
gungen nach Buchstabe c) Ziffer ii) und iii) erfüllt sind.

(5) Das Verzeichnis der Zutaten besteht in einer Aufzählung
sämtlicher Zutaten des Lebensmittels in absteigender Reihen-
folge ihres Gewichtsanteils zum Zeitpunkt der Verarbeitung.
Ihm wird eine geeignete Bezeichnung vorangestellt, in der das
Wort „Zutaten“ erscheint.

Abweichend hiervon

— werden zugefügtes Wasser und flüchtige Zutaten nach
Maßgabe ihres Gewichtsanteils am Enderzeugnis angegeben;
die in einem Lebensmittel als Zutat verwendete Menge

Wasser wird durch Abzug aller anderen einbezogenen
Zutaten von der Gesamtmenge des Enderzeugnisses
bestimmt. Stellt die Menge nicht mehr als 5 v. H. des
Gewichts des Enderzeugnisses dar, so kann sie unberück-
sichtigt bleiben;

— können die in konzentrierter oder getrockneter Form
verwendeten und bei der Herstellung in ihren ursprüngli-
chen Zustand zurückgeführten Zutaten nach Maßgabe ihres
Gewichtsanteils vor der Eindickung oder vor dem Trocknen
im Verzeichnis angegeben werden;

— kann die Aufzählung, wenn es sich um konzentrierte oder
getrocknete Lebensmittel handelt, denen Wasser zugesetzt
werden muß, nach der Reihenfolge der Anteile an dem in
seinen ursprünglichen Zustand zurückgeführten Erzeugnis
erfolgen, sofern das Verzeichnis der Zutaten eine Angabe
wie „Zutaten des in seinen ursprünglichen Zustand zurück-
geführten Erzeugnisses“ oder „Zutaten des gebrauchsfer-
tigen Erzeugnisses“ enthält;

— können im Falle von Obst- oder Gemüsemischungen die
Frucht- oder Gemüsearten, die sich in ihrem Gewichtsanteil
nicht wesentlich unterscheiden, in einer anderen Reihen-
folge aufgezählt werden, wobei das Verzeichnis der
genannten Zutaten jedoch einen Vermerk wie „in veränder-
lichen Gewichtsanteilen“ enthalten muß;

— können im Falle von Gewürzmischungen und Gewürzzube-
reitungen die Gewürzarten, die sich in ihrem Gewichtsanteil
nicht wesentlich unterscheiden, in einer anderen Reihen-
folge aufgezählt werden, wobei das Verzeichnis der
genannten Zutaten jedoch einen Vermerk wie „in veränder-
lichen Gewichtsanteilen“ enthalten muß.

(6) Die Zutaten werden mit ihrem spezifischen Namen,
gegebenenfalls nach Maßgabe von Artikel 5, bezeichnet.

Abweichend hiervon

— brauchen Zutaten, die zu einer der in Anhang I aufge-
führten Klassen gehören und die Bestandteile eines anderen
Lebensmittels sind, nur mit dem Namen dieser Klasse
bezeichnet zu werden.

Änderungen der Liste der in Anhang I aufgeführten Klassen
können nach dem Verfahren des Artikels 20 Absatz 2
beschlossen werden.

Die im Anhang I aufgeführte Bezeichnung „Stärke“ muß
jedoch immer mit der Angabe ihrer spezifischen pflanzli-
chen Herkunft ergänzt werden, wenn dieser Bestandteil
„Gluten“ enthalten könnte;

— müssen Zutaten, die zu einer der in Anhang II aufgeführten
Klassen gehören, mit dem Namen dieser Klasse bezeichnet
werden, dem der spezifische Name oder die EG-Nummer zu
folgen hat; gehört eine Zutat zu mehreren Klassen, so ist
die Klasse anzugeben, der die Zutat aufgrund ihrer haupt-
sächlichen Wirkung für das betreffende Lebensmittel zuzu-
ordnen ist.

Die an diesem Anhang entsprechend dem Fortschritt der
wissenschaftlichen und technischen Kenntnisse vorzuneh-
menden Änderungen werden nach dem Verfahren des Arti-
kels 20 Absatz 2 beschlossen.

Die in Anhang II aufgeführte Bezeichnung „modifizierte
Stärke“ muß jedoch immer mit der Angabe ihrer spezifi-
schen pflanzlichen Herkunft ergänzt werden, wenn dieser
Bestandteil „Gluten“ enthalten könnte;
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— werden Aromen gemäß Anhang III bezeichnet;

— werden die besonderen Gemeinschaftsbestimmungen über
den Hinweis auf die Behandlung einer Zutat mit ionisie-
renden Strahlen gemäß Artikel 95 des Vertrags zu einem
späteren Zeitpunkt festgelegt.

(7) Die Gemeinschaftsvorschriften oder — falls solche fehlen
— die einzelstaatlichen Vorschriften können für bestimmte
Lebensmittel vorsehen, daß bei ihrer Verkehrsbezeichnung eine
oder mehrere bestimmte Zutaten angegeben werden müssen.

Das Verfahren des Artikels 19 findet auf einzelstaatliche
Vorschriften Anwendung.

Die in diesem Absatz genannten Gemeinschaftsvorschriften
werden nach dem Verfahren des Artikels 20 Absatz 2 erlassen.

(8) In dem in Absatz 4 Buchstabe b) genannten Fall kann
eine zusammengesetzte Zutat im Verzeichnis der Zutaten unter
ihrer Bezeichnung, sofern diese in einer Regelung festgelegt
oder üblich ist, nach Maßgabe ihres Gesamtgewichtsanteils
angegeben werden, sofern unmittelbar danach eine Aufzählung
ihrer Zutaten folgt.

Diese Aufzählung ist jedoch nicht zwingend vorgeschrieben,

a) wenn die zusammengesetzte Zutat weniger als 25 v. H. des
Enderzeugnisses ausmacht; unbeschadet Absatz 4 Buchstabe
c) gilt dies jedoch nicht für Zusatzstoffe;

b) wenn die zusammengesetzte Zutat ein Lebensmittel ist, für
das in der Gemeinschaftsregelung kein Verzeichnis der
Zutaten gefordert wird.

(9) Abweichend von Absatz 5 muß der Zusatz von Wasser
nicht erwähnt werden,

a) wenn das Wasser bei der Herstellung lediglich dazu dient,
eine Zutat in konzentrierter oder getrockneter Form in ihren
ursprünglichen Zustand zurückzuführen;

b) bei Aufgußflüssigkeit, die üblicherweise nicht mitverzehrt
wird.

Artikel 7

(1) Die Angabe der bei der Herstellung oder Zubereitung
eines Lebensmittels verwandten Menge einer Zutat oder Zuta-
tenklasse erfolgt gemäß diesem Artikel.

(2) Die Angabe nach Absatz 1 ist vorgeschrieben,

a) wenn die betreffende Zutat oder Zutatenklasse in der
Verkehrsbezeichnung genannt ist oder normalerweise vom
Verbraucher mit dieser Verkehrsbezeichnung in Verbindung
gebracht wird oder

b) wenn die betreffende Zutat oder Zutatenklasse auf dem
Etikett durch Worte, Bilder oder eine graphische Darstellung
hervorgehoben ist oder

c) wenn die betreffende Zutat oder Zutatenklasse von wesent-
licher Bedeutung für die Charakterisierung eines Lebensmit-
tels und seine Unterscheidung von anderen Erzeugnissen ist,
mit denen es aufgrund seiner Bezeichnung oder seines
Aussehens verwechselt werden könnte, oder

d) in den nach dem Verfahren des Artikels 20 Absatz 2
bestimmten Fällen.

(3) Absatz 2 gilt nicht

a) für eine Zutat oder Zutatenklasse,

— deren Abtropfgewicht gemäß Artikel 8 Absatz 4 ange-
geben ist oder

— deren Menge aufgrund von Gemeinschaftsbestim-
mungen bereits auf dem Etikett angegeben sein muß,
oder

— die, in kleinen Mengen zur Geschmacksgebung
verwendet wird oder

— die, obwohl sie in der Verkehrsbezeichnung aufgeführt
wird, für die Wahl des Verbrauchers nicht ausschlagge-
bend ist, weil unterschiedliche Mengen für die Charakte-
risierung des betreffenden Lebensmittels nicht wesentlich
sind oder es nicht von ähnlichen Lebensmitteln unter-
scheiden. In Zweifelsfällen wird nach dem Verfahren des
Artikels 20 Absatz 2 entschieden, ob die Bedingungen
dieses Gedankenstrichs erfüllt sind;

b) wenn in spezifischen Gemeinschaftsbestimmungen die
Menge der Zutat oder der Zutatenklasse präzise festgelegt,
deren Angabe in der Etikettierung aber nicht vorgesehen ist;

c) in den Fällen des Artikels 6 Absatz 5 vierter und fünfter
Gedankenstrich;

d) in den nach dem Verfahren des Artikels 20 Absatz 2
bestimmten Fällen.

(4) Die als Prozentsatz anzugebende Menge entspricht der
Menge der Zutat bzw. Zutaten zum Zeitpunkt ihrer Verarbei-
tung. Für bestimmte Lebensmittel können Gemeinschaftsbe-
stimmungen jedoch Ausnahmen von diesem Grundsatz
vorsehen. Diese Bestimmungen werden nach dem Verfahren
des Artikels 20 Absatz 2 erlassen.

(5) Die Angabe gemäß Absatz 1 ist entweder in der
Verkehrsbezeichnung selbst oder in ihrer unmittelbaren Nähe
oder in der Liste der Zutaten zusammen mit der betreffenden
Zutat oder Zutatenklasse aufzuführen.

(6) Dieser Artikel gilt unbeschadet der Gemeinschaftsvor-
schriften über die Nährwertkennzeichnung.

Artikel 8

(1) Die Nettofüllmenge eines vorverpackten Lebensmittels
wird angegeben

— bei flüssigen Lebensmitteln in Volumeneinheiten,
— bei sonstigen Erzeugnissen in Masseeinheiten,

wobei entweder die Einheiten Liter, Zentiliter oder Milliliter
oder aber die Einheiten Kilogramm oder Gramm verwendet
werden.

Die Gemeinschaftsvorschriften oder — falls solche fehlen —
die einzelstaatlichen Vorschriften für bestimmte Lebensmittel
können von dieser Regel abweichen.

Das Verfahren des Artikels 19 findet auf einzelstaatliche
Vorschriften Anwendung.
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(2) a) Sofern die Angabe einer bestimmten Mengenart (wie
Nennfüllmenge, Mindestmenge, mittlere Menge) in den
Gemeinschaftsvorschriften oder — falls solche fehlen —
in den einzelstaatlichen Vorschriften vorgesehen ist, so
ist diese Menge die Nettofüllmenge im Sinne dieser
Richtlinie.

Unbeschadet der in Artikel 24 vorgesehenen Unterrich-
tung teilen die Mitgliedstaaten der Kommission und den
übrigen Mitgliedstaaten jede gemäß diesem Buchstaben
getroffene Maßnahme mit.

b) Die Gemeinschaftsvorschriften oder — falls solche fehlen
— die einzelstaatlichen Vorschriften können für
bestimmte Lebensmittel, die in Klassen je nach Menge
eingeteilt sind, andere Mengenangaben vorsehen.

Das Verfahren des Artikels 19 findet auf einzelstaatliche
Vorschriften Anwendung.

c) Besteht eine Vorverpackung aus zwei oder mehr Einzel-
vorverpackungen mit derselben Menge desselben Erzeug-
nisses, so wird die Nettofüllmenge in der Weise ange-
geben, daß die in jeder Einzelpackung enthaltene Netto-
füllmenge und die Gesamtzahl der Einzelpackungen
angegeben werden. Diese Angaben können jedoch
entfallen, wenn die Gesamtzahl der Einzelpackungen von
außen leicht zu sehen und einfach zu zählen ist, und
wenn mindestens eine Angabe der Nettofüllmenge jeder
Einzelpackung deutlich von außen sichtbar ist.

d) Besteht eine Vorverpackung aus zwei oder mehr Einzel-
packungen, die nicht als Verkaufseinheiten anzusehen
sind, so wird die Nettofüllmenge in der Weise ange-
geben, daß die Gesamtfüllmenge und die Gesamtzahl der
Einzelpackungen angegeben werden. Die Gemeinschafts-
vorschriften oder — falls solche fehlen — die einzelstaat-
lichen Vorschriften brauchen für bestimmte Lebensmittel
nicht die Angabe der Gesamtzahl der Einzelpackungen
vorzusehen.

Unbeschadet der in Artikel 24 vorgesehenen Unterrich-
tung teilen die Mitgliedstaaten der Kommission und den
übrigen Mitgliedstaaten jede gemäß diesem Buchstaben
getroffene Maßnahme mit.

(3) Für Lebensmittel, die gewöhnlich nach Stückzahlen in
den Verkehr gebracht werden, können die Mitgliedstaaten von
der Verpflichtung zur Angabe der Nettofüllmenge absehen,
sofern die Stückzahl von außen leicht zu sehen und einfach zu
zählen ist oder, falls das nicht der Fall ist, in der Etikettierung
angegeben ist.

Unbeschadet der in Artikel 24 vorgesehenen Unterrichtung
teilen die Mitgliedstaaten der Kommission und den übrigen
Mitgliedstaaten jede gemäß diesem Absatz getroffene
Maßnahme mit.

(4) Befindet sich ein festes Lebensmittel in einer Aufgußflüs-
sigkeit, so ist auch das Abtropfgewicht dieses Lebensmittels in
der Etikettierung anzugeben.

Als Aufgußflüssigkeiten im Sinne dieses Absatzes gelten
folgende Erzeugnisse — auch gefroren oder tiefgefroren,
einschließlich ihrer Mischungen —, sofern sie gegenüber den
wesentlichen Bestandteilen der betreffenden Zubereitung nur
eine untergeordnete Rolle spielen und folglich für den Kauf
nicht ausschlaggebend sind: Wasser, wäßrige Salzlösungen,
Salzlake; Genußsäure in wäßriger Lösung; Essig; wäßrige

Zuckerlösungen, wäßrige Lösungen von anderen Süßungs-
stoffen oder -mitteln; Frucht- oder Gemüsesäfte bei Obst und
Gemüse.

Diese Aufzählung kann nach dem Verfahren des Artikels 20
Absatz 2 ergänzt werden.

Methoden zur Kontrolle des Abtropfgewichts werden nach dem
Verfahren des Artikels 20 Absatz 2 festgelegt.

(5) Die Angabe der Nettofüllmenge ist nicht vorgeschrieben
für Lebensmittel,

a) bei denen in Volumen oder Masse erhebliche Verluste
auftreten können und die nach Stückzahlen in den Verkehr
gebracht oder in Anwesenheit des Käufers abgewogen
werden;

b) deren Nettofüllmenge unter 5 g oder 5 ml liegt; dies gilt
jedoch nicht für Gewürze und Kräuter.

Die Gemeinschaftsvorschriften oder — falls solche fehlen —
die einzelstaatlichen Vorschriften für bestimmte Lebensmittel
können ausnahmsweise Schwellenwerte über 5 g oder 5 ml
vorsehen, sofern die Unterrichtung des Käufers dadurch nicht
beeinträchtigt wird.

Unbeschadet der in Artikel 24 vorgesehenen Unterrichtung
teilen die Mitgliedstaaten der Kommission und den übrigen
Mitgliedstaaten jede gemäß diesem Absatz getroffene
Maßnahme mit.

(6) Die in Absatz 1 Unterabsatz 2, in Absatz 2 Buchstaben
b) und d) sowie in Absatz 5 Unterabsatz 2 genannten Gemein-
schaftsvorschriften werden nach dem Verfahren des Artikels 20
Absatz 2 erlassen.

Artikel 9

(1) Das Mindesthaltbarkeitsdatum eines Lebensmittels ist das
Datum, bis zu dem dieses Lebensmittel seine spezifischen
Eigenschaften unter angemessenen Aufbewahrungsbedin-
gungen behält.

Es wird gemäß den Absätzen 2 bis 5 angegeben.

(2) Das Mindesthaltbarkeitsdatum wird mit folgenden
Worten angegeben:

— „mindestens haltbar bis …“, wenn der Tag genannt wird;
— „mindestens haltbar bis Ende …“ in den anderen Fällen.

(3) In Verbindung mit der Angabe nach Absatz 2 wird
angegeben

— entweder das Datum selbst
— oder die Stellke, an der es in der Etikettierung angegeben

ist.

Diese Angaben werden erforderlichenfalls durch die Bezeich-
nung der Aufbewahrungsbedingungen ergänzt, deren Einhal-
tung die angegebene Haltbarkeit gewährleistet.

(4) Das Datum besteht aus der unverschlüsselten Angabe
von Tag, Monat und Jahr in dieser Reihenfolge.

Bei Lebensmitteln,

— deren Haltbarkeit weniger als drei Monate beträgt, reicht die
Angabe des Tages und des Monats aus;
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— deren Haltbarkeit mehr als drei Monate, jedoch höchstens
achtzehn Monate beträgt, reicht die Angabe des Monats
und des Jahres aus;

— deren Haltbarkeit mehr als achtzehn Monate beträgt, reicht
die Angabe des Jahres aus.

Einzelheiten für die Angabe des Datums können nach dem
Verfahren des Artikels 20 Absatz 2 festgelegt werden.

(5) Die Angabe des Mindesthaltbarkeitsdatums ist vorbehalt-
lich der Gemeinschaftsvorschriften, in denen andere Datumsan-
gaben vorgeschrieben sind, nicht erforderlich bei

— frischem Obst und Gemüse — einschließlich Kartoffeln —,
das nicht geschält, geschnitten oder ähnlich behandelt
worden ist. Diese Ausnahmeregelung gilt nicht für Keime
von Samen und ähnliche Erzeugnisse, wie Sprossen von
Hülsenfrüchten,

— Wein, Likörwein, Schaumwein, aromatisiertem Wein und
ähnlichen Erzeugnissen aus anderen Früchten als Wein-
trauben sowie aus Weintrauben oder Traubenmost herge-
stellten Getränken der KN-Codes 2206 00 91, 2206 00 93
und 2206 00 99,

— Getränken mit einem Alkoholgehalt von 10 oder mehr
Volumenprozent,

— alkoholfreien Erfrischungsgetränken, Fruchtsäften, Frucht-
nektar und alkoholischen Getränken in Einzelbehältnissen
von mehr als 5 Litern, die an gemeinschaftliche Einrich-
tungen geliefert werden,

— Backware, die ihrer Art nach normalerweise innerhalb von
24 Stunden nach der Herstellung verzehrt werden,

— Essig,

— Speisesalz,

— Zucker in fester Form,

— Zuckerwaren, die fast nur aus Zuckerarten mit Aroma-
stoffen und/oder Farbstoffen bestehen,

— Kaugummi und ähnlichen Erzeugnissen zum Kauen,

— Speiseeis in Portionspackungen.

Artikel 10

(1) Bei in mikrobiologischer Hinsicht sehr leicht verderbli-
chen Lebensmitteln, die folglich nach kurzer Zeit eine unmittel-
bare Gefahr für die menschliche Gesundheit darstellen könnten,
wird das Mindesthaltbarkeitsdatum durch ein Verbrauchsdatum
ersetzt.

(2) Diesem Datum geht folgende Angabe voran:

— in spanischer Sprache: „fecha de caducidad“;

— in dänischer Sprache: „sidste anvendelsesdato“;

— in deutscher Sprache: „verbrauchen bis“;

— in griechischer Sprache: „ανάλωση µέχρι“;

— in englischer Sprache: „use by“;

— in französischer Sprache: „à consommer jusqu'au“;

— in italienischer Sprache: „da consumare entro“;

— in niederländischer Sprache: „te gebruiken tot“;

— in portugiesischer Sprache: „a consumir até“;

— in finnischer Sprache: „viimeinen käyttöajankohta“;
— in schwedischer Sprache: „sista förbrukningsdag“.

Dieser Angabe wird folgendes hinzugefügt:

— entweder das Datum selbst oder
— ein Hinweis darauf, wo das Datum in der Etikettierung zu

finden ist.

Diese Angaben werden durch eine Beschreibung der einzuhal-
tenden Aufbewahrungsbedingungen ergänzt.

(3) Das Datum besteht aus der unverschlüsselten Angabe
von Tag, Monat und gegebenenfalls Jahr in dieser Reihenfolge.

(4) Nach dem Verfahren des Artikels 20 Absatz 2 kann in
bestimmten Fällen entschieden werden, ob die Bedingungen des
Absatzes 1 erfüllt sind.

Artikel 11

(1) Die Gebrauchsanweisung für ein Lebensmittel muß so
abgefaßt sein, daß dieses in geeigneter Weise verwendet werden
kann.

(2) Die Gemeinschaftsvorschriften oder — falls solche fehlen
— die einzelstaatlichen Vorschriften können für bestimmte
Lebensmittel die Modalitäten festlegen, nach denen die
Gebrauchsanweisung abzufassen ist.

Das Verfahren des Artikels 19 findet auf einzelstaatliche
Vorschriften Anwendung.

Die in diesem Absatz genannten Gemeinschaftsvorschriften
werden nach dem Verfahren des Artikels 20 Absatz 2 erlassen.

Artikel 12

Die Einzelheiten betreffend die Angabe des Alkoholgehalts in
Volumenprozent werden für Erzeugnisse der Tarifnummern
22.04 und 22.05 in den spezifischen Gemeinschaftsbestim-
mungen festgelegt, die darauf Anwendung finden.

Für die anderen Getränke mit einem Alkoholgehalt von mehr
als 1,2 Volumenprozent werden sie nach dem Verfahren des
Artikels 20 Absatz 2 festgelegt.

Artikel 13

(1) a) Bei vorverpackten Lebensmitteln befinden sich die in
Artikel 3 und Artikel 4 Absatz 2 genannten Angaben auf
der Vorverpackung oder auf einem mit ihr verbundenen
Etikett.

b) Sofern die vorverpackten Lebensmittel

— für den Endverbraucher bestimmt sind, aber auf einer
dem Verkauf an den Endverbraucher vorangehenden
Stufe vermarktet werden, sofern diese Stufe nicht der
Verkauf an eine gemeinschaftliche Einrichtung ist,

— an gemeinschaftliche Einrichtungen abgegeben
werden sollen, um dort zubereitet, verarbeitet, aufge-
teilt oder abgegeben zu werden,
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brauchen die in Artikel 3 und Artikel 4 Absatz 2
genannten Angaben abweichend von Buchstabe a) und
unbeschadet der Gemeinschaftsvorschriften für die
Nennfüllmengen nur in den dazugehörenden Geschäfts-
papieren aufgeführt zu sein, wenn sichergestellt ist, daß
diese Papiere mit allen Etikettierungsangaben entweder
die Lebensmittel, auf die sie sich beziehen, begleiten,
oder vor bzw, gleichzeitig mit der Lieferung abgesandt
wurden.

c) In den unter Buchstabe b) genannten Fällen befinden sich
die in Artikel 3 Absatz 1 Nummern 1, 5 und 7 sowie
gegebenenfalls die in Artikel 10 genannten Angaben
auch auf der äußeren Verpackung, in der die Lebens-
mittel vermarktet werden.

(2) Die in Artikel 3 und Artikel 4 Absatz 2 vorgesehenen
Angaben müssen leicht verständlich sein und werden an gut
sichtbarer Stelle deutlich lesbar und unverwischbar angebracht.

Sie dürfen auf keinen Fall durch andere Angaben oder Bildzei-
chen verdeckt oder getrennt werden.

(3) Die in Artikel 3 Absatz 1 Nummern 1, 4, 5 und 10
genannten Angaben werden im gleichen Sichtfeld angebracht.

Diese Verpflichtung kann auf die in Artikel 4 Absatz 2 vorgese-
henen Angaben ausgedehnt werden.

(4) Bei zur Wiederverwendung bestimmten Glasflaschen, die
eine unverwischbare Aufschrift tragen und dementsprechend
weder ein Etikett noch eine Halsschleife noch ein Brustschild
haben, sowie bei Verpackungen oder Behältnissen, deren größte
Oberfläche weniger als 10 cm2 beträgt, brauchen nur die in
Artikel 3 Absatz 1 Nummern 1, 4 und 5 genannten Angaben
aufgeführt zu werden.

Absatz 3 gilt in diesem Fall nicht.

(5) Irland, die Niederlande und das Vereinigte Königreich
können für Milch und Milcherzeugnisse in Glasflaschen, die zur
Wiederverwendung bestimmt sind, Abweichungen von Artikel
3 Absatz 1 und von Absatz 3 des vorliegenden Artikels
vorsehen.

Sie teilen der Kommission alle gemäß Unterabsatz 1 getrof-
fenen Maßnahmen mit.

Artikel 14

Bei Lebensmitteln, die dem Endverbraucher und gemeinschaftli-
chen Einrichtungen in nicht vorverpackter Form feilgeboten
werden oder die auf Wunsch des Käufers am Verkaufsort
verpackt oder im Hinblick auf ihren unmittelbaren Verkauf
vorverpackt werden, regeln die Mitgliedstaaten die Art und
Weise, in der die in Artikel 3 und Artikel 4 Absatz 2 genannten
Angaben gemacht werden.

Sie brauchen diese Angaben insgesamt oder teilweise nicht
zwingend vorzuschreiben, sofern die Unterrichtung des Käufers
gewährleistet ist.

Artikel 15

Diese Richtlinie läßt die einzelstaatlichen Vorschriften unbe-
rührt, die bei Fehlen von Gemeinschaftsvorschriften die Etiket-
tierung bestimmter Lebensmittel in Phantasieverpackungen —
wie Figuren oder Andenkeartikel — in weniger strenger Weise
regeln.

Artikel 16

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß in ihrem Hoheits-
gebiet keine Lebensmittel in den Verkehr gebracht werden
dürfen, bei denen die in Artikel 3 und Artikel 4 Absatz 2
genannten Angaben nicht in einer dem Verbraucher leicht
verständlichen Sprache abgefaßt sind, es sei denn, die Informa-
tion des Verbrauchers ist durch andere Maßnahmen für eine
oder mehrere Angaben auf dem Etikett effektiv sichergestellt;
diese Maßnahmen werden nach dem Verfahren des Artikels 20
Absatz 2 festgelegt.

(2) Der Mitgliedstaat, in dem das Erzeugnis vermarktet wird,
kann in seinem Hoheitsgebiet unter Beachtung der Bestim-
mungen des EG-Vertrags vorschreiben, daß diese Angaben auf
dem Etikett zumindest in einer oder mehreren von ihm
bestimmten Amtssprachen der Gemeinschaft abgefaßt sind.

(3) Die Absätze 1 und 2 stehen der Abfassung der Angaben
auf dem Etikett in mehreren Sprachen nicht entgegen.

Artikel 17

Die Mitgliedstaaten sehen davon ab, die Art und Weise, in der
die in Artikel 3 und Artikel 4 Absatz 2 genannten Angaben
anzubringen sind, näher zu regeln, als dies in den Artikeln 3
bis 13 vorgesehen ist.

Artikel 18

(1) Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkehr mit Lebensmit-
teln, die den Bestimmungen dieser Richtlinie entsprechen, nicht
durch die Anwendung nichtharmonisierter einzelstaatlicher
Vorschriften verbieten, die die Etikettierung und Aufmachung
einzelner Lebensmittel oder der Lebensmittel im allgemeinen
regeln.

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf nichtharmoni-
sierte einzelstaatliche Vorschriften, die gerechtfertigt sind zum
Schutz

— der Gesundheit,
— vor Täuschung, sofern sie nicht bewirken, daß die Anwen-

dung der in dieser Richtlinie vorgesehenen Definitionen
und Bestimmungen beeinträchtigt wird,

— des gewerblichen und kommerziellen Eigentums, der
Herkunftsbezeichnungen und Ursprungsangaben sowie vor
unlauterem Wettbewerb.

Artikel 19

Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so gilt folgendes
Verfahren, wenn es ein Mitgliedstaat für erforderlich hält, neue
Rechtsvorschriften zu erlassen.

Er teilt der Kommission und den übrigen Mitgliedstaaten die in
Aussicht genommenen Maßnahmen mit einer Begründung mit.
Die Kommission konsultiert die Mitgliedstaaten in dem mit
dem Beschluß 69/414/EWG des Rates (1) eingesetzten Stän-
digen Lebensmittelausschuß, wenn sie diese Konsultierung für
zweckdienlich hält oder wenn ein Mitgliedstaat dies beantragt.

Ein Mitgliedstaat kann die in Aussicht genommenen
Maßnahmen erst drei Monate nach dieser Mitteilung und unter
der Bedingung treffen, daß er vorher keine gegenteilige Stel-
lungnahme der Kommission erhalten hat.

(1) ABl. L 291 vom 29.11.1969, S. 9.
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In letzterem Fall leitet die Kommission vor Ablauf der vorge-
nannten Frist das Verfahren des Artikels 20 Absatz 2 ein, um
beschließen zu lassen, ob die in Aussicht genommenen
Maßnahmen — gegebenenfalls mit geeigneten Änderungen —
zur Anwendung gebracht werden können.

Artikel 20

(1) Die Kommission wird von dem Ständigen Lebensmittel-
ausschuß (nachstehend „Ausschuß“ genannt) unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 21

Erweisen sich Übergangsbestimmungen als notwendig, um die
Anwendung dieser Richtlinie zu erleichtern, so werden sie nach
dem Verfahren des Artikels 20 Absatz 2 erlassen.

Artikel 22

Diese Richtlinie berührt nicht die am 22. Dezember 1978
bereits bestehenden Gemeinschaftsvorschriften über Etikettie-
rung und Aufmachung bestimmter Lebensmittel.

Die Änderungen, die zur Anpassung dieser Vorschriften an
diese Richtlinie notwendig sind, werden nach dem jeweils auf
sie anwendbaren Verfahren beschlossen.

Artikel 23

Diese Richtlinie gilt nicht für zur Ausfuhr aus der Gemeinschaft
bestimmte Erzeugnisse.

Artikel 24

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der Kommission
der Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften mitgeteilt wird, die sie auf dem unter diese Richtlinie
fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 25

Diese Richtlinie gilt auch für die französischen überseeischen
Departements.

Artikel 26

(1) Die Richtlinie 79/112/EWG, geändert durch die im
Anhang IV Teil A aufgefürten Richtlinien, wird unbeschadet
der Pflichten der Mitgliedstaaten hinsichtlich der im Anhang IV
Teil B genannten Umsetzungsfristen aufgehoben.

(2) Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als
Bezugnahmen auf die vorliegende Richtlinie und sind nach
Maßgabe der Entsprechungstabelle in Anhang V zu lesen.

Artikel 27

Diese Richtlinie tritt am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 28

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 20. März 2000.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Die Präsidentin

N. FONTAINE

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. GAMA
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Definition Bezeichnung

ANHANG I

KATEGORIEN VON ZUTATEN, BEI DENEN DER SPEZIFISCHE NAME DURCH DIE ANGABE DER KLASSE
ERSETZT WERDEN KANN

Raffinierte Öle außer Olivenöl „Öl“, ergänzt:
— entweder durch den Vermerk „pflanzlich“ oder „tierisch“
— oder durch die Angabe der spezifischen pflanzlichen oder tierischen

Herkunft.
Der Hinweis auf ein gehärtetes Öl muß mit dem Vermerk „gehärtet“
versehen sein.

Raffinierte Fette „Fett“, ergänzt:
— entweder durch den Vermerk „pflanzlich“ oder „tierisch“
— oder durch die Angabe der spezifischen pflanzlichen oder tierischen

Herkunft
Der Hinweis auf ein gehärtetes Fett muß mit dem Vermerk „gehärtet“
versehen sein.

Mischungen von Mehl aus zwei oder mehreren Getreidearten „Mehl“, gefolgt von der Aufzählung der Getreidearten, aus denen es
hergestellt ist, in abnehmender Reihenfolge ihres Gewichtsanteils.

Natürliche Stärke und auf physikalischem oder enzymatischem Wege
modifizierte Stärke

„Stärke“

Fisch aller Art, wenn der Fisch Zutat eines anderen Lebensmittels ist
und sofern Bezeichnung und Aufmachung dieses Lebensmittels sich
nicht auf eine bestimmte Fischart beziehen

„Fisch“

Käse allert Art, wenn der Käse oder die Käsemischung Zutat eines
anderen Lebensmittels ist und sofern Bezeichnung und Aufmachung
dieses Lebensmittels sich nicht auf eine bestimmte Käseart beziehen

„Käse“

Gewürze jeder Art, die nicht mehr als 2 Gewichtsprozent des Lebens-
mittels ausmachen

„Gewürz(e)“ oder „Gewürzmischung“

Kräuter oder Kräuterteile jeder Art, die nicht mehr als 2 Gewichtspro-
zent des Lebensmittels ausmachen

„Kräuter“ oder „Kräutermischung“

Grundstoffe jeder Art, die für die Herstellung der Kaumasse von
Kaugummi verwendet werden

„Kaumasse“

Paniermehl jeglichen Ursprungs „Paniermehl“

Saccharose jeder Art „Zucker“

Dextroseanhydrid oder Dextrosemonohydrat „Dextrose“

Glucosesirup und getrockneter Glucosesirup „Glucosesirup“

Milcheiweiß aller Art (Kaseine, Kaseinate und Molkenweiß) und
Mischungen daraus

„Milcheiweiß“

Kakaopreßbutter, Expeller-Kakaobutter, raffinierte Kakaobutter „Kakaobutter“

Alle kandierten Früchte, die nicht mehr als 10 Gewichtsprozent des
Lebensmittels ausmachen

„kandierte Früchte“

Alle Gemüsemischungen, die nicht mehr als 10 Gewichtsprozent des
Lebensmittels ausmachen

„Gemüse“

Weine aller Art im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des
Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Wein (1)

„Wein“

(1) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften6.5.2000 L 109/39

ANHANG II

KATEGORIEN VON ZUTATEN, BEI DENEN DIE BEZEICHNUNG UNTER DEM NAMEN DER KLASSE,
GEFOLGT VON IHREM SPEZIFISCHEN NAMEN ODER DER EG-NUMMER, ZWINGEND VORGESCHRIEBEN

IST

Farbstoff

Konservierungsstoff

Antioxidationsmittel

Emulgator

Verdickungsmittel

Geliermittel

Stabilisator

Geschmacksverstärker

Säuerungsmittel

Säureregulator

Trennmittel

Modifizierte Stärke (1)

Süßstoff

Backtriebmittel

Schaumverhüter

Überzugsmittel

Schmelzsalz (2)

Mehlbehandlungsmittel

Festigungsmittel

Feuchthaltemittel

Füllstof

Treibgas

(1) Die Angabe des spezifischen Namens über der EG-Nummer ist nicht erforderlich.
(2) Nur im Fall von Schmelzkäse und von Erzeugnissen auf der Grundlage von Schmelzkäse.

ANHANG III

BEZEICHNUNG VON AROMEN IN DER ZUTATENLISTE

1. Aromen sind entweder mit dem Wort „Aroma“ oder mit einer genaueren Bezeichung oder einer Beschreibung des
Aromas zu bezeichnen.

2. Das Wort „natürlich“ oder ein anderer Begriff mit im wesentlichen gleicher Bedeutung darf nur für Aromen verwendet
werden, deren Aromabestandteil ausschließlich Aromastoffe gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer i) der
Richtlinie 88/388/EWG des Rates vom 22. Juni 1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über
Aromen zur Verwendung in Lebensmitteln und über Ausgangsstoffe für ihre Herstellung (1) und/oder Aromaextrakte
gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c) der genannten Richtlinie enthält.

3. Enthält die Bezeichnung des Aromas einen Hinweis auf Art oder pflanzlichen bzw. tierischen Ursprung der verwen-
deten Stoffe, darf das Wort „natürlich“ oder ein anderer Begriff mit im wesentlichen gleicher Bedeutung nur verwendet
werden, wenn der Aromabestandteil durch geeignete physikalische oder enzymatische bzw. mikrobiologische
Verfahren oder herkömmliche Lebensmittelzubereitungsverfahren ausschließlich oder nahezu ausschließlich aus dem
Lebensmittel oder Aromaträger isoliert wurde.

(1) ABl. L 184 vom 15.7.1988, S. 61. Richtlinie geändert durch die Richtlinie 91/71/EWG der Kommission (ABl.
L 42 vom 15.2.1991, S. 25).
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ANHANG IV

TEIL A

AUFGEHOBENE RICHTLINIE UND IHRE NACHFOLGENDEN ÄNDERUNGEN

(nach Artikel 26)

Richtlinie 79/112/EWG des Rates (ABl. L 33 vom 8.2.1979, S. 1)

Richtlinie 85/7/EWG des Rates (ABl. L 2 vom 3.1.1985, S. 22), nur Artikel 1 Nr. 9

Richtlinie 86/197/EWG des Rates (ABl. L 144 vom 29.5.1986, S. 38)

Richtlinie 89/395/EWG des Rates (ABl. L 186 vom 30.6.1989, S. 17)

Richtlinie 91/72/EWG der Kommission (ABl. L 42 vom 15.2.1991, S. 27)

Richtlinie 93/102/EG der Kommission (ABl. L 291 vom 25.11.1993, S. 14)

Richtlinie 95/42/EG der Kommission (ABl. L 182 vom 2.8.1995, S. 20)

Richtlinie 97/4/EG der Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 43 vom 14.2.1997, S. 21)

TEIL B

LISTE DER FRISTEN FÜR DIE UMSETZUNG IN INNERSTAATLICHES RECHT

(nach Artikel 26)

Richtlinie Endgültiges Datum der Umsetzung
Zulassung des Handels mit

Produkten, die dieser Richtlinie
entsprechen

Verbot des Handels mit Produkten,
die nicht mit dieser Richtlinie

übereinstimmen

79/112/EWG 22. Dezember 1980 22. Dezember 1982
85/7/EWG
86/197/EWG 1. Mai 1988 1. Mai 1989
89/395/EWG 20. Dezember 1990 20. Juni 1992
91/72/EWG 30. Juni 1992 1. Januar 1994
93/102/EG 30. Dezember 1994 1. Januar 1995 30. Juni 1996
95/42/EG
97/4/EG 14. August 1998 14. Februar 2000
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Richtlinie 79/112/EWG Vorliegende Richtlinie

ANHANG V

ENTSPRECHUNGSTABELLE

Artikel 1 Artikel 1
Artikel 2 Artikel 2
Artikel 3 Absatz 1 Nr. 1 Artikel 3 Absatz 1 Nr. 1
Artikel 3 Absatz 1 Nr. 2 Artikel 3 Absatz 1 Nr. 2
Artikel 3 Absatz 1 Nr. 2a Artikel 3 Absatz 1 Nr. 3
Artikel 3 Absatz 1 Nr. 3 Artikel 3 Absatz 1 Nr. 4
Artikel 3 Absatz 1 Nr. 4 Artikel 3 Absatz 1 Nr. 5
Artikel 3 Absatz 1 Nr. 5 Artikel 3 Absatz 1 Nr. 6
Artikel 3 Absatz 1 Nr. 6 Artikel 3 Absatz 1 Nr. 7
Artikel 3 Absatz 1 Nr. 7 Artikel 3 Absatz 1 Nr. 8
Artikel 3 Absatz 1 Nr. 8 Artikel 3 Absatz 1 Nr. 9
Artikel 3 Absatz 1 Nr. 9 Artikel 3 Absatz 1 Nr. 10
Artikel 3, Absätze 2 und 3 Artikel 3 Absätze 2 und 3
Artikel 4 Artikel 4
Artikel 5 Artikel 5
Artikel 6, Absätze 1, 2 und 3 Artikel 6, Absätze 1, 2 und 3
Artikel 6 Absatz 4 Buchstaben a) und b) Artikel 6 Absatz 4 Buchstaben a) und b)
Artikel 6 Absatz 4 Buchstabe c) Ziffer i) Artikel 6 Absatz 4 Buchstabe c) Ziffer i)
Artikel 6 Absatz 4 Buchstabe c) Ziffer ii) erster Gedanken-
strich

Artikel 6 Absatz 4 Buchstabe c) Ziffer ii)

Artikel 6 Absatz 4 Buchstabe c) Ziffer ii) zweiter Gedanken-
strich

Artikel 6 Absatz 4 Buchstabe c) Ziffer iii)

Artikel 6 Absatz 4 Buchstabe d) Artikel 6 Absatz 4 Buchstabe d)
Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe a) Artikel 6 Absatz 5
Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe b) Artikel 6 Absatz 6
Artikel 6 Absatz 6 Artikel 6 Absatz 7
Artikel 6 Absatz 7 Unterabsatz 1 Artikel 6 Absatz 8 Unterabsatz 1
Artikel 6 Absatz 7 Unterabsatz 2 erster und zweiter Gedan-
kenstrich

Artikel 6 Absatz 8 Unterabsatz 2 Buchstaben a) und b)

Artikel 6 Absatz 8 Artikel 6 Absatz 9
Artikel 7 Artikel 7
Artikel 8 Absätze 1 bis 5 Artikel 8 Absätze 1 bis 5
Artikel 8 Absatz 6 —
Artikel 8 Absatz 7 Artikel 8 Absatz 6
Artikel 9 Absätze 1 bis 4 Artikel 9 Absätze 1 bis 4
Artikel 9 Absatz 5 —
Artikel 9 Absatz 6 Artikel 9 Absatz 5
Artikel 9a Artikel 10
Artikel 10 Artikel 11
Artikel 10a Artikel 12
Artikel 11 Absätze 1 und 2 Artikel 13 Absätze 1 und 2
Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe a) Artikel 13 Absatz 3
Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe b) —
Artikel 11 Absatz 4 Artikel 13 Absatz 4
Artikel 11 Absatz 5 —
Artikel 11 Absatz 6 Artikel 13 Absatz 5 Unterabsatz 1
Artikel 11 Absatz 7 Artikel 13 Absatz 5 Unterabsatz 2
Artikel 12 und 13 Artikel 14 und 15
Artikel 13a Artikel 16
Artikel 14 und 15 Artikel 17 und 18
Artikel 16 Nr. 1 —
Artikel 16 Nr. 2 Artikel 19
Artikel 17 Absatz 1 Artikel 20 Absatz 1
Artikel 17 Absätze 2, 3, 4 und 5 Artikel 20 Absatz 2
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Richtlinie 79/112/EWG Vorliegende Richtlinie

Artikel 18 —
Artikel 19, 20 und 21 Artikel 21, 22 und 23
Artikel 22 Absätze 1, 2 und 3 —
Artikel 22 Absatz 4 Artikel 24
Artikel 23 —
Artikel 24 Artikel 25
Artikel 25 —
Artikel 26 —
— Artikel 26
— Artikel 27
— Artikel 28
Anhang I Anhang I
Anhang II Anhang II
Anhang III Anhang III
— Anhang IV
— Anhang V
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 849/2000 der Kommission vom 27. April 2000 über die Neuverteilung
der 1999 nicht genutzten Kontingentsmengen für bestimmte Waren mit Ursprung in der Volksrepublik China

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 103 vom 28. April 2000)

Seite 19, im Anhang III, nach „Anderes keramisches Geschirr, …“, Spalte „Im voraus festgesetzte Höchstmenge“:

anstatt: „54 Tonnen“

muß es heißen: „5 Tonnen“.

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 871/2000 der Kommission zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr.
391/92 zur Festsetzung der Beihilfen für die Lieferung von Getreide mit Ursprung in der Gemeinschaft an die

französischen überseeischen Departements

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 104 vom 29. April 2000)

Seite 9, im Anhang, Spalte „Réunion“, für „Hartweizen (1001 10 00)“:

anstatt: „12,00“

mus es heißen: „16,00“.
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